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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Gesetz über den Einheitlichen Ansprechpartner für das Land Berlin 

(EAG Bln)

§ 1
Einheitlicher Ansprechpartner

(1) Im Geschäftsbereich der für Wirtschaft zuständigen Senats-
verwaltung wird eine Organisationseinheit „Einheitlicher Ansprech-
partner“ eingerichtet.

(2) Der Einheitliche Ansprechpartner kann mit öffentlich-rechtli-
chen Körperschaften, insbesondere der wirtschaftlichen Selbstver-
waltung sowie mit sonstigen öffentlichen und nicht-öffentlichen 
Stellen, die auf Grund ihrer gesetzlichen oder satzungsmäßigen Auf-
gabenstellung mit der Beratung von Unternehmen befasst sind, 
sowie mit Verbänden und Gewerkschaften im Rahmen einer Koope-
ration zusammenarbeiten. Das Nähere wird durch Kooperationsver-
einbarungen geregelt.

§ 2
Aufgaben

(1) Der Einheitliche Ansprechpartner ist Kontakt- und Informati-
onsstelle sowie Verfahrensbegleiter für Unternehmen. Daneben ist 
er Kontakt- und Informationsstelle für Empfängerinnen und Emp-
fänger von Dienstleistungen.

(2) Er nimmt die Aufgaben der einheitlichen Stelle im Sinne des 
Teils V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbin-
dung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren der Berliner 
Verwaltung wahr.

(3) Der Einheitliche Ansprechpartner ist für die Begleitung von 
wirtschafts- und unternehmensbezogenen Verwaltungsverfahren zu-
ständig, die gemäß Anordnung durch Rechtsvorschrift über eine ein-
heitliche Stelle abgewickelt werden können. Anträge, Anzeigen und 
Unterlagen für Verwaltungsverfahren, die in einem unmittelbaren 
Sachzusammenhang mit den Verfahren nach Satz 1 stehen, nimmt 
der Einheitliche Ansprechpartner ebenfalls entgegen und leitet sie 
an die zuständigen Behörden weiter. Zu diesen Verfahren berät und 
informiert der Einheitliche Ansprechpartner und erteilt auf Nachfra-
ge Auskünfte über die Verfahrensdurchführung und den Verfahrens-
stand bei den zuständigen Behörden. Die besonderen verfahrens-
rechtlichen Regelungen des Teils V Abschnitt 1a des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes finden auf Verwaltungsverfahren 
nach Satz 2 keine Anwendung. 

§ 3
Informationsrechte

Der Einheitliche Ansprechpartner ist berechtigt, von den zuständi-
gen Behörden die erforderlichen Informationen und Auskünfte ein-
zuholen sowie in die von den Unternehmen oder zuständigen Behör-

den zur Verfügung gestellten Informationen und Unterlagen Einsicht 
zu nehmen.

§ 4
Besondere Informationspflichten für Unternehmen

Sofern Unternehmen das Verfahren über den Einheitlichen An-
sprechpartner wählen, sind sie verpflichtet, den Einheitlichen An-
sprechpartner unverzüglich über folgende Änderungen zu informie-
ren:
1.	 die Gründung von Tochtergesellschaften, deren Tätigkeiten der 

Genehmigungsregelung unterworfen sind,
2.	 Änderungen ihrer Situation, die dazu führen, dass die rechtli-

chen Voraussetzungen für die Erteilung der Genehmigung nicht 
mehr erfüllt sind.

Der Einheitliche Ansprechpartner leitet die Informationen unver-
züglich an die zuständigen Behörden weiter.

§ 5
Datenverarbeitung

(1) Der Einheitliche Ansprechpartner darf personenbezogene Da-
ten nur verarbeiten, soweit dies zur rechtmäßigen Erfüllung der ihm 
durch dieses Gesetz zugewiesenen Aufgaben oder zu statistischen 
Zwecken erforderlich ist. Die Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinne des § 6a des Berliner Daten-
schutzgesetzes in der jeweils geltenden Fassung ist nur zulässig, 
wenn diese unverzichtbarer Bestandteil eines Informationsersu-
chens oder Verwaltungsverfahrens sind. 

(2) Personenbezogene Daten dürfen grundsätzlich nicht zu einem 
anderen als dem der Erhebung oder der Speicherung zugrunde lie-
genden Zweck weiterverarbeitet werden. Personenbezogene Daten 
aus sachlich nicht zusammengehörigen Verwaltungsvorgängen sind 
getrennt zu verarbeiten.

(3) Öffentlichen Stellen dürfen der Zweckbindung nach Absatz 2 
unterliegende personenbezogene Daten übermittelt werden, soweit 
die Kenntnis dieser Daten zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit 
liegenden Aufgaben erforderlich ist.

(4) Nicht-öffentlichen Stellen im Sinne von § 1 Absatz 2 dürfen 
der Zweckbindung nach Absatz 2 unterliegende personenbezogene 
Daten übermittelt werden, soweit die Kenntnis dieser Daten zur Er-
füllung einer nach § 1 Absatz 2 Satz 2 geschlossenen Kooperations-
vereinbarung erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme be-
steht, dass das schutzwürdige Interesse der Betroffenen am 
Ausschluss der Übermittlung überwiegt. Die Empfänger der Daten 
sind von dem Einheitlichen Ansprechpartner darauf hinzuweisen, 
dass sie die Daten nur für den Zweck verarbeiten dürfen, zu dessen 
Erfüllung sie ihnen übermittelt wurden. 

(5) In den Fällen der Übermittlung nach Absatz 3 und 4 unterrich-
tet der Einheitliche Ansprechpartner die Betroffenen von der Über-
mittlung ihrer Daten. 

(6) Sofern der Einheitliche Ansprechpartner von den Betroffenen 
in Anspruch genommen wurde, nimmt er deren Anträge auf Aus-

Gesetz
zur Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG 

über Dienstleistungen im Binnenmarkt*
Vom 18. November 2009

*	 Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im 
Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27. Dezember 2006, S. 36).
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kunft und Akteneinsicht, Berichtigung und Löschung sowie Wider-
sprüche gegen die Datenverarbeitung nach §§ 16 ff. des Berliner 
Datenschutzgesetzes in der jeweils geltenden Fassung entgegen. So-
weit erforderlich, leitet der Einheitliche Ansprechpartner die Anträ-
ge an die öffentlichen und nicht-öffentlichen Stellen im Sinne der 
Absätze 3 und 4 weiter. Jede dieser Stellen ist zur Bearbeitung der 
Anträge zuständig, soweit sie personenbezogene Daten verarbeitet 
hat. Mitteilungen der Stellen sollen in diesen Fällen den Betroffenen 
auf ihr Verlangen über den Einheitlichen Ansprechpartner zugeleitet 
werden. 

(7) Personenbezogene Daten sind zu löschen, wenn ihre Kenntnis 
für die rechtmäßige Erfüllung der dem Einheitlichen Ansprechpart-
ner durch dieses Gesetz zugewiesenen Aufgaben nicht mehr erfor-
derlich ist. Eine weitere Speicherung personenbezogener Daten ist 
zulässig, wenn die Betroffenen hierin unter Nennung einer genauen 
Speicherdauer eingewilligt haben. 

(8) Soweit dieses Gesetz keine besonderen Regelungen über die 
Verarbeitung personenbezogener Daten enthält, finden die Vor-
schriften des Berliner Datenschutzgesetzes in der jeweils geltenden 
Fassung Anwendung.

§ 6
Verordnungsermächtigung

Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
1.	 zur Ausführung von Bundesrecht, das unter den Anwendungsbe-

reich der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen 
im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27. Dezember 2006, S. 36) 
fällt,
a)	 anzuordnen, dass das Verwaltungsverfahren über eine ein-

heitliche Stelle nach Teil V Abschnitt 1a des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Ge-
setzes über das Verfahren der Berliner Verwaltung 
abgewickelt werden kann,

b)	 Entscheidungsfristen im Sinne des Artikels 13 Absatz 3 der 
Richtlinie 2006/123/EG festzulegen und dabei zu bestim-
men, dass dies auch für Inländer gilt, soweit bundesrechtlich 
nichts anderes geregelt ist,

2.	 Bestimmungen zur Verwendung der von der Europäischen 
Kommission nach Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2006/123/ 
EG eingeführten einheitlichen Formblätter zu treffen.

§ 7
Evaluation

Drei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes werden die Inan-
spruchnahme des Einheitlichen Ansprechpartners, die organisatori-
schen Rahmenbedingungen, die zugrunde liegenden rechtlichen Re-
gelungen sowie die Auswirkungen auf die Verwaltungsverfahren 
überprüft.

Artikel II
Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes

Der Nummer 7 der Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 des Allgemeinen 
Zuständigkeitsgesetzes in der Fassung vom 22. Juli 1996 (GVBl. 
S. 302, 472), das zuletzt durch Artikel XII Nummer 3 des Gesetzes 
vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70, 111) geändert worden ist, wird 
folgender Absatz 12 angefügt:

„(12) Aufgaben des Einheitlichen Ansprechpartners nach dem 
Gesetz über den Einheitlichen Ansprechpartner für das Land Ber-
lin.“

Artikel III
Änderung des Bezirksverwaltungsgesetzes 

§ 37 Absatz 7 des Bezirksverwaltungsgesetzes in der Fassung 
vom 14. Dezember 2005 (GVBl. 2006 S. 2), das zuletzt durch Ge-

setz vom 22. Oktober 2008 (GVBl. S. 292) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst:

„(7) Für Angelegenheiten, bei denen in der Regel ordnungsrecht-
liche Genehmigungen von mehreren Stellen eingeholt werden müs-
sen, wird in den Ordnungsämtern eine zentrale Anlauf- und Bera-
tungsstelle eingerichtet, die auch die zügige und widerspruchsfreie 
Bearbeitung fördert und die Einhaltung der Bearbeitungsfristen 
überwacht. Sie wird auch als zentrale Stelle des Bezirks gegenüber 
dem Einheitlichen Ansprechpartner des Landes Berlin in den über 
diesen abgewickelten Verfahren tätig. Absatz 5 Satz 5 und 6 gilt ent-
sprechend. Die zentrale Anlauf- und Beratungsstelle kann mit der 
Beratungsstelle des Bürgeramts verbunden werden.“

Artikel IV
Änderung des Gesetzes über Gebühren und Beiträge

§ 8 des Gesetzes über Gebühren und Beiträge vom 22. Mai 1957 
(GVBl. S. 516), das zuletzt durch Gesetz vom 6. Juli 2006 (GVBl. S. 
713) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „Absätzen 2 bis 5“ durch die 

Angabe „Absätzen 2 bis 6“ ersetzt.
2.	 Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Enthält ein Rechtsakt der Europäischen Gemeinschaften 
Vorgaben für die Bemessung von Gebühren oder Beiträgen, sind 
die Gebühren oder Beiträge nach Maßgabe dieses Rechtsakts zu 
bestimmen.“

Artikel V
Änderung des Ausführungsgesetzes zum 

Bürgerlichen Gesetzbuch

Artikel 13 Absatz 2 des Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch vom 20. September 1899 (GVBl. Sb. I 400-1), das zu-
letzt durch Artikel II des Gesetzes vom 3. Juli 2003 (GVBl. S. 253) 
geändert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel VI
Änderung des Schulgesetzes

Das Schulgesetz vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt 
durch Artikel XII Nummer 33 des Gesetzes vom 19. März 2009 
(GVBl. S. 70, 114) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Dem § 102 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Das Anzeigeverfahren gemäß Absatz 2 Satz 1 kann über 
eine einheitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten die Vor-
schriften des Teils V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensge-
setzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das 
Verfahren der Berliner Verwaltung.“

2.	 Dem § 104 wird folgender Absatz 5 angefügt:
„(5) Das Anzeigeverfahren gemäß Absatz 1 kann über eine 

einheitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten die Vorschrif-
ten des Teils V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren 
der Berliner Verwaltung.“

Artikel VII
Änderung des Sozialberufe-Anerkennungsgesetzes

Dem § 4 des Sozialberufe-Anerkennungsgesetzes in der Fassung 
vom 5. Oktober 2004 (GVBl. S. 443), das zuletzt durch Artikel III 
des Gesetzes vom 17. September 2008 (GVBl. S. 246) geändert 
worden ist, wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Das Verfahren der staatlichen Anerkennung kann über eine 
einheitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten die Vorschriften 
des Teils V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren der Berli-
ner Verwaltung.“
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Artikel VIII
Änderung des Berliner Pressegesetzes

In § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Berliner Pressegesetzes vom 
15. Juni 1965 (GVBl. S. 744), das zuletzt durch Artikel I des Geset-
zes vom 3. Juli 2003 (GVBl. S. 252) geändert worden ist, werden die 
Wörter „des Geltungsbereichs des Grundgesetzes“ durch die Wörter 
„der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der Vertragsstaa-
ten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum“ er-
setzt. 

Artikel IX
Änderung des Berliner Kammergesetzes

Das Berliner Kammergesetz in der Fassung vom 4. September 
1978 (GVBl. S. 1937, 1980), das zuletzt durch Artikel I des Gesetzes 
vom 15. Dezember 2007 (GVBl. S. 617) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:
1.	 Dem § 4 wird folgender Absatz 7 angefügt:

„(7) Verwaltungsverfahren für Tierärzte nach diesem Gesetz 
können auch über eine einheitliche Stelle abgewickelt werden. 
Es gelten die Vorschriften des Teiles V Abschnitt 1a des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Ge-
setzes über das Verfahren der Berliner Verwaltung. Entscheidun-
gen im Verlaufe dieser Verwaltungsverfahren trifft die 
Tierärztekammer innerhalb von drei Monaten. § 42a Absatz 2 
Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entspre-
chend.“

2.	 § 4a Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Ausübung ambulanter ärztlicher, zahnärztlicher oder tier-
ärztlicher Tätigkeit oder psychotherapeutischer Tätigkeit von 
Psychologischen Psychotherapeuten oder Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten außerhalb des Krankenhauses ein-
schließlich konzessionierter Privatkrankenanstalten oder der 
Tierkliniken ist an die Niederlassung in eigener Praxis gebun-
den, soweit nicht gesetzliche Bestimmungen etwas anderes zu-
lassen oder die Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27. Dezem-
ber 2006, S. 36) entgegensteht.“

Artikel X
Änderung des Gesetzes über die Weiterbildung von Ärzten, 

Zahnärzten, Tierärzten und Apothekern

Nach § 19 des Gesetzes über die Weiterbildung von Ärzten, Zahn-
ärzten, Tierärzten und Apothekern vom 20. Juli 1978 (GVBl. 
S. 1493), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 15. Dezem-
ber 2007 (GVBl. S. 617) geändert worden ist, wird folgender § 19a 
eingefügt:

„§ 19a
Einheitliche Stelle und Verwaltungsverfahren für Tierärzte

Verwaltungsverfahren nach diesem Gesetz können auch über eine 
einheitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten die Vorschriften 
des Teiles V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in 
Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren der 
Berliner Verwaltung. Entscheidungen im Verlaufe dieser Verwal-
tungsverfahren trifft die Tierärztekammer innerhalb von drei Mona-
ten. § 42a Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
gilt entsprechend.“

Artikel XI
Änderung des Gesetzes über die Lehranstalten 

für Medizinalhilfspersonen

Das Gesetz über die Lehranstalten für Medizinalhilfspersonen 
vom 14. Juli 1964 (GVBl. S. 739), das durch Artikel I des Gesetzes 

vom 14. Dezember 1972 (GVBl. S. 2293) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:
1.	 Der Überschrift werden die Wörter „und die Ausbildungsstätten 

für Psychotherapie sowie für Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapie“ angefügt.

2.	 Dem § 2 werden die folgenden Absätze 3 und 4 angefügt:
„(3) Das Verfahren der staatlichen Anerkennung kann über 

eine einheitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten die Vor-
schriften des Teils V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensge-
setzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das 
Verfahren der Berliner Verwaltung.

(4) Die Regelungen über die Genehmigungsfiktion nach § 42a 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 1 Ab-
satz 1 des Gesetzes über das Verfahren der Berliner Verwaltung 
finden auf die staatliche Anerkennung von Lehranstalten mit der 
Maßgabe Anwendung, dass die Frist im Sinne von § 42a Absatz 
1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes sechs Monate be-
trägt.“

3.	 Nach § 6 wird folgender § 7 eingefügt:
„(1) Die staatliche Anerkennung von Ausbildungsstätten für 

Psychotherapie und Ausbildungsstätten für Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapie setzt voraus, dass die Anforderungen des 
§ 6 des Psychotherapeutengesetzes vom 16. Juni 1998 (BGBl. I 
S. 1311), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. De-
zember 2007 (BGBl. I S. 2686) geändert worden ist, erfüllt sind.

(2) Das Verfahren der staatlichen Anerkennung kann über 
eine einheitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten die Vor-
schriften des Teils V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensge-
setzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das 
Verfahren der Berliner Verwaltung.

(3) Die Regelungen über die Genehmigungsfiktion nach § 42a 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 1 Ab-
satz 1 des Gesetzes über das Verfahren der Berliner Verwaltung 
finden auf die staatliche Anerkennung von Ausbildungsstätten 
für Psychotherapie und Ausbildungsstätten für Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapie mit der Maßgabe Anwendung, dass 
die Frist im Sinne von § 42a Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes sechs Monate beträgt.“

4.	 Der bisherige § 7 wird § 8.

Artikel XII
Änderung des Gesetzes über die Lehranstalten 

für pharmazeutisch-technische Assistenten

Dem § 1 des Gesetzes über die Lehranstalten für pharmazeutisch-
technische Assistenten vom 8. April 1969 (GVBl. S. 441) werden 
die folgenden Absätze 3 und 4 angefügt:

„(3) Das Verfahren der staatlichen Anerkennung kann über eine 
einheitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten die Vorschriften 
des Teils V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren der Berli-
ner Verwaltung.

(4) Die Regelungen über die Genehmigungsfiktion nach § 42a des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des 
Gesetzes über das Verfahren der Berliner Verwaltung finden auf die 
staatliche Anerkennung von Lehranstalten mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass die Frist im Sinne von § 42a Absatz 1 Satz 1 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes sechs Monate beträgt.“

Artikel XIII
Änderung des Gesetzes über die Lehranstalten für 

medizinisch-technische Assistentinnen

§ 1 des Gesetzes über die Lehranstalten für medizinisch-techni-
sche Assistentinnen vom 18. Januar 1963 (GVBl. S. 78) wird wie 
folgt geändert:
1.	 Der Wortlaut wird Absatz 1.
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2.	 Es werden die folgenden Absätze 2 und 3 angefügt:
„(2) Das Verfahren der staatlichen Anerkennung kann über 

eine einheitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten die Vor-
schriften des Teils V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensge-
setzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das 
Verfahren der Berliner Verwaltung.

(3) Die Regelungen über die Genehmigungsfiktion nach § 42a 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 1 Ab-
satz 1 des Gesetzes über das Verfahren der Berliner Verwaltung 
finden auf die staatliche Anerkennung von Lehranstalten mit der 
Maßgabe Anwendung, dass die Frist im Sinne von § 42a Absatz 
1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes sechs Monate be-
trägt.“

Artikel XIV
Änderung des Weiterbildungsgesetzes

Dem § 4 des Weiterbildungsgesetzes vom 3. Juli 1995 (GVBl. 
S. 401), das zuletzt durch Artikel IV des Gesetzes vom 15. Dezem-
ber 2007 (GVBl. S. 617) geändert worden ist, werden die folgenden 
Absätze 4 und 5 angefügt:

„(4) Das Verfahren der staatlichen Anerkennung kann über eine 
einheitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten die Vorschriften 
des Teils V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren der Berli-
ner Verwaltung.

(5) Die Regelungen über die Genehmigungsfiktion nach § 42a des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des 
Gesetzes über das Verfahren der Berliner Verwaltung finden auf die 
staatliche Anerkennung von Weiterbildungsstätten mit der Maßgabe 
Anwendung, dass die Frist im Sinne von § 42a Absatz 1 Satz 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes sechs Monate beträgt.“

Artikel XV
Änderung des Berliner Bodenschutzgesetzes

In § 8 des Berliner Bodenschutzgesetzes vom 24. Juni 2004 
(GVBl. S. 250) werden die Absätze 2 und 3 wie folgt gefasst:

„(2) Sachverständige und Untersuchungsstellen, die nachweisen, 
dass sie den in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 festgelegten 
Anforderungen genügen, werden auf Antrag zugelassen. Die Zulas-
sung kann befristet werden, sie kann auf bestimmte Aufgabenberei-
che beschränkt, mit weiteren Nebenbestimmungen versehen sowie 
widerrufen werden. Eine befristete Zulassung wird auf Antrag ver-
längert, sofern die Voraussetzungen für die Zulassung weiterhin vor-
liegen. Das Zulassungsverfahren, die Bekanntgabe der zugelassenen 
Sachverständigen und Untersuchungsstellen sowie die Vorausset-
zungen für den Widerruf der Zulassung können in der Rechtsverord-
nung nach Absatz 1 geregelt werden. Das Zulassungsverfahren kann 
über eine einheitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten die Vor-
schriften des Teils V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren 
der Berliner Verwaltung.

(3) Die Zulassung durch andere Länder der Bundesrepublik 
Deutschland, andere Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder 
eines Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ersetzt die Zulassung nach dieser Vorschrift, sofern die 
Voraussetzungen für die Zulassung gleichwertig sind. Hierfür gilt 
§ 42a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 1 Ab-
satz 1 des Gesetzes über das Verfahren der Berliner Verwaltung mit 
der Maßgabe, dass die Frist nach § 42a Absatz 2 Satz 1 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes sechs Monate beträgt. Zum Nachweis der 
Gleichwertigkeit dürfen Zeugnisse, Bescheinigungen oder sonstige 
Dokumente dabei nur nach Maßgabe des Artikels 5 Absatz 3 der 
Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt 
(ABl. L 376 vom 27. Dezember 2006, S. 36) verlangt werden. Nähe-
res kann in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 geregelt werden.“

Artikel XVI
Änderung des Berliner Architekten- und Baukammergesetzes

Das Berliner Architekten- und Baukammergesetz vom 6. Juli 
2006 (GVBl. S. 720), das durch Artikel I des Gesetzes vom 3. Juli 
2009 (GVBl. S. 301) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Dem § 3 Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt:

„Das Eintragungsverfahren und das Anzeigeverfahren kann 
auch über eine einheitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten 
die Vorschriften des Teils V Abschnitt 1a des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes 
über das Verfahren der Berliner Verwaltung. Über den Antrag 
auf Eintragung entscheidet der Eintragungsausschuss innerhalb 
einer Frist von drei Monaten. § 42a Absatz 2 Satz 2 bis 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend.“

2.	 Dem § 34 Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt:
„Das Eintragungsverfahren kann auch über eine einheitliche 
Stelle abgewickelt werden. Es gelten die Vorschriften des Teils 
V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbin-
dung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren der Ber-
liner Verwaltung. Über den Antrag auf Eintragung entscheidet 
der Eintragungsausschuss innerhalb einer Frist von drei Mona-
ten. § 42a Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes gilt entsprechend.“

Artikel XVII
Änderung der Bauordnung für Berlin 

Die Bauordnung für Berlin vom 29. September 2005 (GVBl. 
S. 495), die zuletzt durch § 9 des Gesetzes vom 7. Juni 2007 (GVBl. 
S. 222) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 25 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Person, Stelle oder 
Überwachungsgemeinschaft“ durch die Wörter „natürliche 
oder juristische Person“ ersetzt.

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „Person, Stelle, Überwa-

chungsgemeinschaft“ durch die Wörter „natürliche 
oder juristische Person“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 werden die Wörter „Personen, Stellen, Über-
wachungsgemeinschaften“ durch die Wörter „natürli-
chen oder juristischen Personen“ ersetzt.

c)	 Es wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Anerkennungen von nicht rechtsfähigen Personen 

(Stellen und Überwachungsgemeinschaften) als Prüf-, Zerti-
fizierungs- und Überwachungsstellen nach bisherigem 
Recht gelten bis zum 31. Dezember 2012.“

2.	 § 66 wird wie folgt geändert:
a)	 Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
	 „Dies gilt nicht für

1.	 Bauvorlagen, die üblicherweise von Fachkräften mit 
anderer Ausbildung als nach Absatz 2 verfasst werden, 
und

2.	 geringfügige oder technisch einfache Bauvorhaben.“
b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Bauvorlageberechtigt ist, wer
1.	 die Berufsbezeichnung „Architektin“ oder „Architekt“ 

führen darf, 
2.	 in die von der Baukammer Berlin geführte Liste der 

Bauvorlageberechtigten eingetragen ist; Eintragungen 
anderer Länder gelten auch im Land Berlin,

3.	 die Berufsbezeichnung „Innenarchitektin“ oder „Innen-
architekt“ führen darf, für die mit der Berufsaufgabe 
der Innenarchitektin oder des Innenarchitekten verbun-
denen baulichen Änderungen von Gebäuden, oder
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4.	 einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines 
Studiums der Fachrichtung Architektur oder des Bauin-
genieurwesens nachweist, nach dem Hochschulab-
schluss mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet Gebäu-
deplanung praktisch tätig gewesen ist und Bedienstete 
oder Bediensteter einer juristischen Person des öffentli-
chen Rechts ist, für die dienstliche Tätigkeit.“

c)	 Absatz 3 wird aufgehoben.
d)	 Absatz 4 wird Absatz 7 und Satz 2 wie folgt gefasst:

„Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union oder eines nach dem Recht der Europäi-
schen Gemeinschaft gleichgestellten Staates sind im Sinne 
des Satzes 1 bauvorlageberechtigt, wenn sie in einem dieser 
Staaten eine vergleichbare Berechtigung besitzen und dafür 
dem Satz 1 vergleichbare Anforderungen erfüllen mussten. 
Die Absätze 4 bis 6 gelten entsprechend.“

e)	 Absatz 5 wird Absatz 3 und wie folgt gefasst:
„(3) In die Liste der Bauvorlageberechtigten ist auf An-

trag von der Baukammer Berlin einzutragen, wer
1.	 auf Grund eines berufsqualifizierenden Hochschulab-

schlusses eines Studiums des Bauingenieurwesens die 
Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ zu 
führen berechtigt ist und

2.	 nach dem Hochschulabschluss mindestens zwei Jahre 
auf dem Gebiet der Gebäudeplanung praktisch tätig ge-
wesen ist;

	 bisherige rechtmäßige Eintragungen in die Liste der Bau-
vorlageberechtigten bleiben hiervon unberührt. Dem Antrag 
sind die zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen beizufü-
gen. Die Baukammer Berlin bestätigt unverzüglich den Ein-
gang der Unterlagen und teilt gegebenenfalls mit, welche 
Unterlagen fehlen. Die Eingangsbestätigung muss folgende 
Angaben enthalten:
1.	 die in Satz 5 genannte Frist,
2.	 die verfügbaren Rechtsbehelfe,
3.	 die Erklärung, dass der Antrag als genehmigt gilt, wenn 

über ihn nicht rechtzeitig entschieden wird und
4.	 im Fall der Nachforderung von Unterlagen die Mittei-

lung, dass die Frist nach Satz 5 erst beginnt, wenn die 
Unterlagen vollständig sind.

	 Über den Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach Vorla-
ge der vollständigen Unterlagen zu entscheiden; die Bau-
kammer Berlin kann die Frist gegenüber dem Antragsteller 
einmal um bis zu zwei Monate verlängern. Die Fristverlän-
gerung und deren Ende sind ausreichend zu begründen und 
dem Antragsteller vor Ablauf der ursprünglichen Frist mit-
zuteilen. Der Antrag gilt als genehmigt, wenn über ihn nicht 
innerhalb der nach Satz 5 maßgeblichen Frist entschieden 
worden ist.“

f)	 Nach dem neuen Absatz 3 wird folgender Absatz 4 einge-
fügt:

„(4) Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union oder einem nach dem Recht der Europäi-
schen Gemeinschaften gleichgestellten Staat als Bauvorla-
geberechtigte niedergelassen sind, sind ohne Eintragung in 
die Liste nach Absatz 2 Nummer 2 bauvorlageberechtigt, 
wenn sie
1.	 eine im Staat ihrer Niederlassung vergleichbare Be-

rechtigung besitzen und 
2.	 dafür Anforderungen erfüllen mussten, die den in Ab-

satz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 genannten Anforderun-
gen vergleichbar sind.

	 Sie haben das erstmalige Tätigwerden als Bauvorlagebe-
rechtigte vorher der Baukammer Berlin anzuzeigen und da-
bei 

1.	 eine Bescheinigung darüber, dass sie in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder einem nach 
dem Recht der Europäischen Gemeinschaften gleichge-
stellten Staat rechtmäßig als Bauvorlageberechtigte 
niedergelassen sind und ihnen die Ausübung dieser Tä-
tigkeiten zum Zeitpunkt der Vorlage der Bescheinigung 
nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt ist, und 

2.	 einen Nachweis darüber, dass sie im Staat ihrer Nieder-
lassung für die Tätigkeit als Bauvorlageberechtigte 
mindestens die in Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 ge-
nannten Anforderungen erfüllen mussten,

	 vorzulegen; sie sind in einem Verzeichnis zu führen. Die 
Baukammer Berlin hat auf Antrag zu bestätigen, dass die 
Anzeige nach Satz 2 erfolgt ist; sie kann das Tätigwerden als 
Bauvorlageberechtigte oder Bauvorlageberechtigter unter-
sagen und die Eintragung in dem Verzeichnis nach Satz 2 
löschen, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt 
sind.“

g)	 Nach dem neuen Absatz 4 wird folgender Absatz 5 einge-
fügt:

„(5) Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union oder einem nach dem Recht der Europäi-
schen Gemeinschaften gleichgestellten Staat als Bauvorla-
geberechtigte niedergelassen sind, ohne im Sinne des 
Absatzes 4 Satz 1 Nummer 2 vergleichbare Anforderungen 
zu erfüllen, sind bauvorlageberechtigt, wenn ihnen die Bau-
kammer Berlin bescheinigt hat, dass sie die Anforderungen 
des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 erfüllen; sie sind in 
einem Verzeichnis zu führen. Die Bescheinigung wird auf 
Antrag erteilt. Absatz 3 Satz 2 bis 7 ist entsprechend anzu-
wenden.“

h)	 Nach dem neuen Absatz 5 wird folgender Absatz 6 einge-
fügt:

„(6) Anzeigen und Bescheinigungen nach den Absätzen 4 
und 5 sind nicht erforderlich, wenn bereits in einem anderen 
Land eine Anzeige erfolgt ist oder eine Bescheinigung erteilt 
wurde; eine weitere Eintragung in die von der Baukammer 
Berlin geführten Verzeichnisse erfolgt nicht. Verfahren nach 
den Absätzen 3 bis 5 können über eine einheitliche Stelle 
abgewickelt werden. Es gelten die Vorschriften des Teils V 
Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbin-
dung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren der 
Berliner Verwaltung.“ 

3.	 In § 67 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 66 Abs. 4“ durch die 
Angabe „§ 66 Absatz 7“ ersetzt.

Artikel XVIII
Änderung des Gesetzes über das Vermessungswesen in Berlin

§ 24 Nummer 4 des Gesetzes über das Vermessungswesen in Ber-
lin in der Fassung vom 9. Januar 1996 (GVBl. S. 56), das zuletzt 
durch Artikel I des Gesetzes vom 18. Dezember 2004 (GVBl. 
S. 524) geändert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel XIX
Änderung des Ingenieurgesetzes

Dem § 2a des Ingenieurgesetzes vom 29. Januar 1971 (GVBl. 
S. 323), das zuletzt durch Artikel I des Gesetzes vom 15. Dezember 
2007 (GVBl. S. 628) geändert worden ist, wird folgender Absatz 7 
angefügt:

„(7) Das Verfahren der staatlichen Anerkennung kann über eine 
einheitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten die Vorschriften 
des Teils V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren der Berli-
ner Verwaltung.“
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Artikel XX
Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Insolvenzordnung

§ 4 des Gesetzes zur Ausführung der Insolvenzordnung vom 
6. Juli 1998 (GVBl. S. 196), das durch Nummer 91 der Anlage zu 
Artikel I § 1 des Gesetzes vom 22. Oktober 2008 (GVBl. S. 294) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„§ 4
Anerkennung als geeignete Stelle

(1) Eine anerkennungsfähige Stelle kann als geeignet anerkannt 
werden, wenn
1.	 sie von einer zuverlässigen Person geleitet wird, die auch die 

Zuverlässigkeit der einzelnen Mitarbeiter gewährleistet,
2.	 sie auf Dauer angelegt ist,
3.	 in ihr mindestens drei Personen tätig sind, von denen eine über 

ausreichende praktische Erfahrungen in der Schuldnerberatung 
verfügen muss,

4.	 die erforderliche Rechtsberatung sichergestellt ist,
5.	 sie über zeitgemäße technische, organisatorische und räumliche 

Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Schuldnerberatung 
verfügt.

Ausreichende praktische Erfahrung nach Satz 1 Nummer 3 liegt in 
der Regel bei dreijähriger Tätigkeit vor. Der Leiter oder eine sonsti-
ge in der Stelle tätige Person soll über eine Ausbildung als Diplom-
Sozialarbeiter oder Diplom-Sozialarbeiterin, als Diplom-Sozialpäd-
agoge oder Diplom-Sozialpädagogin, als Bankkaufmann oder 
Bankkauffrau, als Betriebswirt oder Betriebswirtin, als Ökonom 
oder Ökonomin oder als Ökotrophologe oder Ökotrophologin oder 
eine Ausbildung im gehobenen Verwaltungs- oder Justizdienst oder 
eine zur Ausübung des Anwalts- oder Steuerberaterberufs befähi-
gende Ausbildung oder eine vergleichbare Ausbildung verfügen. 

Sofern in der Stelle keine Person mit einer Ausbildung tätig ist, die 
zur Ausübung des Anwaltsberufs befähigt, muss die nach Satz 1 
Nummer 4 erforderliche Rechtsberatung auf andere Weise sicherge-
stellt sein, etwa durch den Justiziar des Trägers oder einen niederge-
lassenen Rechtsanwalt.

(2) Anerkennungsfähig ist eine Stelle, wenn sie in Trägerschaft 
eines Verbandes der freien Wohlfahrtspflege, einer juristischen Per-
son des öffentlichen Rechts oder der Verbraucherzentrale Berlin e.V. 
steht. Stellen in Trägerschaft von juristischen Personen des privaten 
Rechts sind anerkennungsfähig, wenn sie ausschließlich und unmit-
telbar gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verfolgen und Mit-
glied eines Wohlfahrtsverbandes sind.

(3) Die Anerkennung in einem anderen Bundesland steht der An-
erkennung nach Absatz 1 gleich.“

Artikel XXI
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 28. Dezember 
2009 in Kraft. Artikel I § 6 sowie Artikel IV, IX und XV treten am 
Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin in Kraft.

Berlin, den 18. November 2009

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Karin S e i d e l - K a l m u t z k i

Vizepräsidentin

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 
692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan IV-34 vom 31. März 2008 für die Grund- 

stücke Hans-Otto-Straße 10/Hufelandstraße und Hans-Otto-Straße 8 
im Bezirk Pankow, Ortsteil Prenzlauer Berg, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Pankow 

von Berlin, Abteilung Kultur, Wirtschaft und Stadtentwicklung, Ver-
messungsamt, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans 
können beim Bezirksamt Pankow von Berlin, Abteilung Kultur, 
Wirtschaft und Stadtentwicklung, Amt für Planen und Genehmigen, 
kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Pankow von 
Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 
genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel 
gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 10. November 2009 

Bezirksamt Pankow von Berlin

Matthias K ö h n e

Bezirksbürgermeister

Dr. Michail N e l k e n

Bezirksstadtrat für Kultur, 
Wirtschaft und 

Stadtentwicklung

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans IV-34 

im Bezirk Pankow, Ortsteil Prenzlauer Berg
Vom 10. November 2009


